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Vollzug des Förderprogramms Elektromobilität;
Ausreichung der Fördermittel durch das Referat 
für Gesundheit und Umwelt 

Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 05626

Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates 
vom 16.03.2016 
Öffentliche Sitzung

I. Vortrag der Referentin

1 Ausweitung der Fördermittelausreichung für das „Förderprogramm 
Elektromobilität“

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat in seiner Vollversammlung am 
20.05.2015 das „Integrierte Handlungsprogramm zur Förderung der Elektromobilität in 
München (IHFEM 2015)“ beschlossen (Vorlagen Nr.: 14-20 / V 02722). Bestandteil des 
Handlungsprogramms ist – unter anderem – ein städtisches Programm zur Förderung von 
Elektrofahrzeugen und Ladeeinrichtungen („Förderprogramm Elektromobilität“). 

Für das „Förderprogramm Elektromobilität“, dessen Richtlinien am 16.12.2015 von der 
Vollversammlung des Stadtrates beschlossen wurden (Vorlagen Nr.: 14-20 / V 04646), 
wurden für 2016 und 2017 jeweils 11,1 Mio. € (gesamt: 22,2 Mio. €) genehmigt. Davon 
entfallen – ebenfalls in 2016 und 2017 – je 10,5 Mio. € auf den E-Fahrzeugbereich bzw. je 
600.000 € auf den Ladebereich. 

In der Förderrichtlinie wurde festgelegt, dass Antragstellerinnen und Antragsteller pro Ka-
lenderjahr Fördermittel für bis zu 20 Fahrzeuge sowie 6 Ladepunkte beantragen können. 
Ein einzelner Förderantrag kann sich daher auf maximal 119.000 € summieren 
(Tabelle 1):

Fördergegen-
stand

Max. Förder-
betrag

Zusätzlicher 
Ökobonus

Zusätzlicher
Abwrackbonus 

Zwischensumme Max. Anzahl förderfähiger 
Fahrzeuge/Ladepunkte

Gesamtsumme

E-Kfz 4.000 € 500 € 1.000 € 5.500 € 20 110.000 €

Ladepunkt 1.500 € –- –- 1.500 € 6 9.000 €

Gesamt: 119.000 €

Tabelle 1:

Telefon: 0 233-47794 
Telefax: 0 233-47705 

Referat für Gesundheit
und Umwelt 
Umweltschutz
Umweltvorsorge, 
Immissionsschutz
Klimaschutz, Energie 
RGU-UW 111 

Margit Poschenrieder, 30.04.08
Bei Stadtrats-/Bezirksausschussanträgen, BV-Empfehlungen:
Wie im Zuleitungsschreiben des Direktoriums.
Bei mehreren Anträgen/BV-Empfehlungen ist ein "Oberbetreff" (Thema) zusätzlich vor der Bezeichnung und Aufzählung der Anträge anzugeben.

TB, 19.03.08
Auswahl, ob Behandlung in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung.
Wenn "nichtöffentlich", bitte einleitend im Vortrag der Referentin begründen (z. B. "Diese Vorlage ist nichtöffentlich zu behandeln, weil ..."). Außerdem ist eine zusätzliche Antragsnummer bzgl. der Dauer der Geheimhaltung im Referentinnenantrag als vorletzer Antragspunkt aufzunehmen.
http://intranet.muenchen.de/basis/vor/beschlusswesen/stadtratsvorlagen.pdf

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Auswahl (VB): Ausschuss entscheidet als vorberatender Ausschuss. In diesem Fall ist ein Deckblatt für die Vollversammlung erforderlich (VV-Deckblatt_Standard) und bereits bei der Zuleitung der Sitzungsvorlagen an S-SB vorzusehen.
Auswahl (SB): Ausschuss entscheidet als beschließender Ausschuss (Senatsbeschluss).
Bei Beschlussvorlagen für die Vollversammlung entfällt ein Klammernzusatz.
Ausnahme: Angabe (SB) und (VB)
In diesem Fall entscheidet der Fachausschuss als Senat und als vorberatender Ausschuss in einer Sitzungsvorlage. Der Betreff ist außerdem in SB und VB zu gliedern (jeweils Klammernzusatz "(VB)" und "(SB)" zuordnen). Im Antrag der Referentin ist die Unterscheidung darzustellen ("Der Gesundheits-/Umweltausschuss beschließt als Senat/vorberatender Ausschuss:..."). In das VV-Deckblatt ist nur der VB-Betreff aufzunehmen.

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Datum im Format tt.mm.jjjj

, 19.03.08
* Bei "Beschluss des Gesundheitsausschusses in der gemeinsamen Sitzung des". Es beschließt nur der GA 
* Bei "Beschluss des Umweltausschusses in der gemeinsamen Sitzung des". Es beschließt nur der UA
* Bei "Beschluss in der gemeinsamen Sitzung des Umweltausschusses und des Gesundheitsausschusses". Beide Ausschüsse beschließen.
* Bei "Beschluss in der gemeinsamen Sitzung des Gesundheitsausschusses und des Umweltausschusses". Beide Ausschüsse beschließen.

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Auswahl des Gremiums

Andreas Dornacher, 08.04.13
Bei Finanzierungsbeschlüssen ist die Wollmux-Vorlage Beschluss_Finanzierung zu verwenden.
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Gemäß § 22 Nr.15 der Geschäftsordnung des Stadtrats der Landeshauptstadt München 
(„Laufende Angelegenheiten“) kann eine Ausreichung von Fördermitteln ohne zusätzliche 
Befassung des Stadtrates nur bis zu einer Höhe von 10.000 € erfolgen. Da dies aber in 
der praktischen Umsetzung der Antragsbearbeitung und Auszahlung von Fördermitteln 
mit erheblichen Schwierigkeiten und zeitlichen Verzögerungen verbunden wäre, das 
Förderprogramm zudem am 01.04.2016 startet, wird im Rahmen eines Nachtrags zur 
Vollversammlung am 16.03.2016 eine Ausweitung der Fördermittelausreichung pro 
Antragsteller für das „Förderprogramm Elektromobilität“ bis zu einem Betrag von 119.000 
€ beantragt.

2 Ausweitung der Fördermittelausreichung für das „Förderprogramm Elektromobili-
tät“

In der Sitzung des Umweltausschusses vom 01.12.2015 wurde von der SPD- und 
CSU-Fraktion ein gemeinsamer Änderungsantrag zur „Förderrichtlinie Elektromobilität“ 
gestellt (Antrag Nr. 14 – 20 / A 01575). Darin wurde gefordert, dass der Ersatz von 
Elektrofahrzeugen nicht förderfähig ist. Der Umweltausschuss hat diesem Antragspunkt, 
der von der Referentin übernommen wurde, mehrheitlich zugestimmt, der Antragspunkt 
wurde daraufhin in die Förderrichtlinie integriert und so am 16.12.2016 von der 
Vollversammlung beschlossen. Im Nachgang wurde allerdings festgestellt, dass der 
Änderungspunkt nicht – wie vorgesehen – unter Punkt 1.1 (5) der Richtlinie sondern unter 
Punkt 1.2 (3) eingefügt wurde. Dies spiegelt aber nicht den Willen des Stadtrates wider. 
Deshalb soll die Förderrichtlinie vor ihrem Inkrafttreten am 01.04.2016 dahingehend 
geändert werden, dass der Passus nun unter Punkt 1.1 (5) der Förderrichtlinie 
Elektromobilität (Gegenstand der Förderung) eingestellt wird.

       Eine rechtzeitige Auflieferung der Vorlage war nicht mehr möglich. Um einem 
reibungslosen Beginn des Förderprogramms zum 01.04.2016 zu ermöglichen und um 
eine zeitgerechte Auszahlung der Mittel sicher zu stellen, muss diese Vorlage vom 
Stadtrat noch vor dem 1.4.2016 behandelt werden.

 
Anhörung des Bezirksausschusses 
In dieser Beratungsangelegenheit ist die Anhörung des Bezirksausschusses nicht vorge-
sehen (vgl. Anlage 1 der BA-Satzung).

Die Korreferentin des Referates für Gesundheit und Umwelt, Frau Stadträtin Sabine Krie-
ger, die zuständige Verwaltungsbeirätin, Frau Stadträtin Heide Rieke, sowie die Stadtkäm-
merei haben einen Abdruck der Vorlage erhalten.

Margit Poschenrieder, 19.03.08
Eine Alternative ist auszuwählen. Bei BV-Empfehlungen, die in der Beschlussvorlage behandelt werden, sind zwingend diejenigen BA's anzuhören, die von der BV-Empfehlung oder von dem Behandlungsvorschlag der Verwaltung betroffen sind (§ 13 Abs. 3 BA-Satzung).
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II. Antrag der Referentin
1. Mit dem Vortrag der Referentin besteht Einverständnis.

2. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, im Vollzug des 
Förderprogramms Elektromobilität auftretende Fördersachverhalte bis zu einer 
Höhe von 119.000 €  pro Antragsteller im Einzelfall in eigener Zuständigkeit zu 
entscheiden.

3. Das Referat für Gesundheit und Umwelt wird beauftragt, die „Förderrichtlinie  
Elektromobilität“ um einen Punkt 1.1 (5) „Nicht förderfähig ist der Ersatz von 
Elektrofahrzeugen“ zu ergänzen und den gleichlautenden Passus unter Punkt 
1.2 (3) zu streichen.

4.  Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

III. Beschluss
nach Antrag. 

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München

Der Vorsitzende Die Referentin

Ober-/Bürgermeister Stephanie Jacobs
Berufsmäßige Stadträtin

IV. Abdruck von I. mit III. (Beglaubigungen)
über den stenographischen Sitzungsdienst
an das Revisionsamt
an die Stadtkämmerei
an das Direktorium – Dokumentationsstelle
an das Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-S-SB

, 19.03.08
Bei (SB)-Vorlagen und Vorlagen, die direkt in die VV eingebracht werden, bitte den Satz entfernen!

Unbekannter Autor, 06.07.15
Bei nichtöffentlichen Beschlussvorlagen bitte einen Satz zur Dauer der Geheimhaltung als vorletzte Antragsziffer aufnehmen - vgl. 
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V. Wv Referat für Gesundheit und Umwelt RGU-S-SB
zur weiteren Veranlassung (Archivierung, Hinweis-Mail).


